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Schiesspflicht und Obligatorisches Programm im Jahre 2026 
 
1. Schiesspflicht 

a) Grundsatz 
Schiesspflichtige Subalternoffiziere, Unteroffiziere und Angehörige der Mannschaft erfüllen bis und mit dem Ende des Jahres vor der Entlassung 
aus der Militärdienstpflicht, längstens jedoch bis zum Ende des Jahres, in dem sie das 35. Altersjahr vollenden, jährlich eine obligatorische 
Schiessübung. 
 
Schiesspflichtig sind alle Angehörigen der Mannschaft und Unteroffiziere, die mit dem Sturmgewehr ausgerüstet sind; Die Schiesspflicht ist mit 
der eigenen Waffe zu absolvieren. 
 
Schiesspflicht der Subalternoffiziere 

• Die schiesspflichtigen Subalternoffiziere können das Obligatorische Programm mit dem Sturmgewehr auf die Distanz 300 m oder mit der 
Pistole auf die Distanz 25 m schiessen. 

• Bestehen sie die Schiesspflicht mit dem Obligatorischen Programm 25 m nicht, so müssen sie das Obligatorische Programm 300 m 
schiessen. 

• Kommen sie ihrer Schiesspflicht nicht oder nicht vorschriftsgemäss in einem Schiessverein nach, so müssen sie die Schiesspflicht in einem 
Nachschiesskurs mit dem Sturmgewehr erfüllen. 

• Schiesspflichtige Subalternoffiziere schiessen das obligatorische Programm 300 m mit ihrer persönlichen Leihwaffe. Haben sie keine 
persönliche Leihwaffe, können sie die Waffe einer anderen Schützin oder eines anderen Schützen oder diejenige eines Schiessvereins 
benutzen. 

• Schiesspflichtige Subalternoffiziere schiessen das obligatorische Programm 25 m mit ihrer persönlichen Waffe. 
 

b) Ausnahmen 

Von der Schiesspflicht sind namentlich dispensiert: 

• Schiesspflichtige, die im betreffenden Jahr mindestens 45 Tage besoldeten Militärdienst leisten; 
 

• Schiesspflichtige, die im betreffenden Jahr mindestens 45 Tage Ausbildung oder Einsatz für die Friedensförderung, die Stärkung der 
Menschenrechte oder die humanitäre Hilfe leisten; 
 

• Schiesspflichtige, die vor dem 1. August einen Auslandurlaub erhalten haben, sowie Militärdienstpflichtige, die aus dem Auslandurlaub 
zurückkehren und erst nach dem 31. Juli wieder mit der persönlichen Waffe ausgerüstet werden; 
 

• Schiesspflichtige, deren persönliche Waffe nach Artikel 7 der Verordnung über die persönliche Ausrüstung der Armeeangehörigen 
vorsorglich abgenommen wurde und die diese erst nach dem 31. Juli zurück erhalten; 

 

• Militärdienstpflichtige, die wieder in der Armee eingeteilt werden und mit der persönlichen Waffe erst nach dem 31. Juli wieder ausgerüstet 
worden sind; 
 

• die von einer medizinischen Untersuchungskommission (UC) Dispensierten, sofern die Dispensation nach dem 31. Juli abläuft; 
 

• die von der Militärbehörde des Wohnortkantons wegen Freiheitsentzug, Krankheit, Unfall, oder Mutterschaft Dispensierten, sofern die 
Dispensation nach dem 31. Juli abläuft; 
 

• Schiesspflichtige, die wegen Dienstverweigerung in Strafuntersuchung oder im Strafvollzug stehen; 

 

• Schiesspflichtige, die ein Gesuch um waffenlosen Militärdienst eingereicht haben, bis über das Gesuch rechtskräftig entschieden ist; 

 

• Schiesspflichtige, die ein Gesuch um Zulassung zum Zivildienst eingereicht haben, bis über das Gesuch rechtskräftig entschieden ist. 
 

2. Ort des Schiessens 

a) Die Bundesübungen mit Hand- und Faustfeuerwaffen (Sturmgewehr, Karabiner, Pistole und Revolver) können nur in einem anerkannten 
Schiessverein geschossen werden. 

 
b) Die Schiesspflicht ist in der Regel in einem Schiessverein der Wohngemeinde zu erfüllen. Die Bundesübungen können aber auch ohne 

besondere Bewilligung in einem Verein ausserhalb der Wohngemeinde geschossen werden. 
 

c) Jeder Schiessverein ist verpflichtet, in seiner Gemeinde wohnende Schützen zum Schiessen der Bundesübungen zuzulassen. Die 
Gemeinden und Schiessvereine können in begründeten Fällen das Schiessen von Schützen mit Wohnsitz in einer anderen Gemeinde 
ablehnen. 
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d) Die Schiesspflichtigen sind verpflichtet, sich über die Schiesstage zu orientieren. 

 

3. Obligatorische Übungen 

a) Im obligatorischen Programm werden 20 Schüsse geschossen; es besteht aus vier Übungen. Die Übungen sind in der Regel in der 
Reihenfolge der einzelnen Programme zu schiessen. Jede einzelne Übung ist durch die Schützinnen und die Schützen (Schützen) ohne 
Unterbrechung zu absolvieren. 

b) Mit Karabiner (Kar) oder Langgewehr können die einzelnen Übungen entweder liegend frei, liegend aufgelegt oder ab Zweibeinstütze 
geschossen wer­den. Mit Stgw 57 ist das Programm ab Mittel- oder Vorderstütze, mit Stgw 90 ab Zweibeinstütze zu schiessen. 
Mit Faustfeuerwaffen darf nur freistehend und mit freien Armen ein- oder zwei­händig geschossen werden. Die Waffe selbst (Pistolengriff) darf 
nur mit einer Hand gehalten werden. Die Benützung von Schlaufen ist verboten. 

c) Bedingungen: Es werden 42 Punkte / höchstens drei Nuller (300m) und 120 Punkte / höchstens drei Nuller (25m) als Gesamt-
mindestleistung in den vier Übungen verlangt. Wer die Gesamtmindestleistung nicht erbringt, kann die obligatorischen Übungen im gleichen 
Verein zwei Mal wiederholen. Die Kosten der Munition für die Wiederholungen gehen zu Lasten der Pflichtschützen. 
 

d) Als verblieben gilt, wer die verlangte Mindestleistung das erste Mal oder auch in den zwei Wiederholungen nicht erreicht. 
 

e) Schiesspflichtige, welche die obligatorischen Übungen geschossen, aber die Mindestleistungen nicht erreicht haben, werden mit einem 
persönlichen Aufgebot in einen Schiesskurs für Verbliebene (in Zivil) einberufen.  

 

4. Allgemeine Weisungen 

a)  Die Schiesspflicht gilt als erfüllt, wenn der Schütze für die obligatorischen Übungen, unter Beobachtung der aufgestellten Vorschriften, 20 
Patronen verschossen hat. 
 

b)  Die obligatorischen Schiessübungen müssen bis spätestens 31. August beendet sein. Nach dem 31. August geschossene Übungen werden 
nicht anerkannt. 
 

c)  Schiesspflichtige, welche das obligatorische Programm nicht oder nicht vollständig in einem Schiessverein schiessen, haben den besonderen 
Schiesskurs (Nachschiesskurs) ohne Sold und Reisespesenrückerstattung zu bestehen. Die Kurse finden im Spätherbst statt. Das Aufgebot 
hierzu erfolgt nur durch öffentlichen Anschlag (Plakat). 
 

d)  Wer einem Aufgebot zu einem Kurs für Nachschiesspflichtige oder Schiesskurs für Verbliebene nicht Folge leistet, wird bestraft. 
 

e)  Schiesspflichtige, die wegen Krankheit oder Unfall das obligatorische Programm bis zum 31. August in einem Verein nicht schiessen oder 
aus dem gleichen Grund nicht zum Nachschiesskurs einrücken können, haben sofort ein Dispensationsgesuch unter Beilage des 
Dienstbüchleins, des Militärischen Leistungsausweises und eines verschlossenen Arztzeugnisses an die Militärbehörde des 
Wohnortkantons zu richten. 
 

f)  Sowohl im 300m-Stand als auch im Pistolenstand haben die Funktionäre, Schützen und Warner den persönlichen oder den von den 
Schiessvereinen zur Verfügung gestellten Gehörschutz (Gehörschutzschalen) zu tragen. Die Militärversicherung kann bei eingetretenen 
Gehörschäden Ansprüche kürzen oder ablehnen, wenn der Gehörschutz nicht getragen wurde. 

 

5. Schiesspflichtkontrolle 

a)  Das Dienstbüchlein, der Militärische Leistungsausweis und das PISA-Blatt mit Strichcode sind beim erstmaligen Antreten zur obligatorischen 
Schiessübung mitzubringen und dem Vereinsvorstand abzugeben. 
 

b)  Ist der Schiesspflichtige zur Zeit der Absolvierung des obligatorischen Programms nicht im Besitz des Militärischen Leistungsausweises, hat er 
dieses dem Vereinsvorstand unverzüglich abzugeben, sobald er wieder darüber verfügt. 
 

c)  Der Vereinsvorstand trägt das geschossene Resultat dem Schiesspflichtigen sofort in das Schiessbüchlein respektive den Militärischen 
Leistungsausweis ein und erfasst im elektronischen Schiessbericht (Teilnehmerliste OP/FS) die Angaben.  
 

d)  Jeder Schiesspflichtige ist persönlich dafür verantwortlich, dass die Schiesspflicht bis spätestens 15. Oktober in seinem Schiessbüchlein oder 
Militärischen Leistungsausweis eingetragen ist. 

 

6. Sonntagsruhe 

Die Schiessvereine werden auf das am 1. Februar 1965 in Kraft getretene Gesetz über die öffentlichen Feiertage und die Sonntagsruhe aufmerksam 
gemacht und zu dessen genauer Beachtung aufgefordert. 

 

Bern, Januar 2026   Der Sicherheitsdirektor: Philippe Müller 


